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Umgrenzung von Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und
zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft   - öffentlich -

Zweckbestimmung: siehe 
Planungsrechtliche Festsetzung Nr. 10.2

Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und
Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und
zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft

PLANZEICHENERKLÄRUNG

Art der baulichen Nutzung

Gewerbegebiete mit Einschränkungen
Einschränkungen (siehe Planungsrechtliche 
Festsetzung Nr. 1.2, 1.3 und 6.4)

Maß der baulichen Nutzung

Geschossflächenzahl

Grundflächenzahl

Anzahl der Vollgeschosse als Höchstmaß

1,2

Bauweise, Baulinien, Baugrenzen

abweichende Bauweise (Gebäude über 50 m Länge 
sind zulässig, Abstände nach § 5ff NBauO)

Verkehrsflächen

Straßenverkehrsflächen

Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung

Zweckbestimmung: Fuß- und Radweg

Zweckbestimmung: nur für Fahrzeuge der Land-/ Forstwirtschaft

Bahnanlagen

Grünflächen

Grünflächen  - öffentlich -

Zweckbestimmung: Parkanlage

Wasserflächen und Flächen für die Wasserwirtschaft, den 
Hochwasserschutz und die Regelungen des Wasserabflusses

Wasserflächen

Gewässerrand-, Räum- und Unterhaltungsstreifen (5,0 m)

Flächen für die Landwirtschaft und Wald

Flächen für Wald

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches
des Bebauungsplanes

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches 
angrenzender Bebauungspläne

Zweckbestimmung: siehe 
Planungsrechtliche Festsetzung Nr. 10.3

Zweckbestimmung: siehe 
Planungsrechtliche Festsetzung Nr. 10.4

200 m Störfallachtungsabstand gem. Leitfaden KAS -18

Sichtwinkel (siehe Nachrichtliche Übernahme Nr. 5)

offene Bauweise

F/R

L/F

Zweckbestimmung: siehe 
Planungsrechtliche Festsetzung Nr. 10.5

Nachrichtliche Übernahmen

inkl. 4 m Schutzstreifen

Richtfunkverbindung inkl. Schutzbereich 

Unterirdische Mittel- und Hochdruck-Gasleitungen - DN 100 / 150 
inkl. 4 m bzw. 6 m Schutzstreifen

und Höhe in Meter über NHN

unterirdische Regenwasserleitung
inkl. 8 m Schutzstreifen

Hauptversorgungs - und Hauptabwasserleitungen

Straßenbegrenzungslinie

A

B

C

D

Nr. der Teilfläche der eingeschränkten Gewerbegebiete

Sonstige Planzeichen

Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zugunsten der
Anlieger zu belastende Flächen (Zweck: Entwässerung)

Grenze unterschiedlicher Lärmpegelbereiche
(siehe Planungsrechtliche Festsetzung Nr. 6.1)

Altlasten im Sanierungsgebiet  "Bahnflächen"
(siehe Planungsrechtliche Festsetzung Nr. 6.5

(siehe Planungsrechtliche Festsetzung Nr. 6.1)
Passiver Lärmschutz, Lärmpegelbereiche III bis IV

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung oder Abgrenzung 
des Maßes der Nutzung innerhalb eines Baugebietes

Rüstungsatlast (siehe Nachrichtliche Übernahme Nr. 2)

(siehe Nachrichtliche Übernahme Nr. 3)

Richtungssektoren A - F
(siehe Planungsrechtliche Festsetzung Nr. 6.4)

unterirdische Haupttrinkwasserleitung  -  DN 300

Erdkabel inkl. Schutzstreifen

(siehe Planungsrechtliche Festsetzung Nr. 6.4)

und Nachrichtliche Übernahme Nr. 1)

Flächen zum Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern - privat
(siehe Planungsrechtliche Festsetzung Nr. 9.4)

Baugrenze

Umgrenzung der Flächen, die von der Bebauung freizuhalten sind
(siehe Planungsrechtliche Festsetzung Nr. 7.2)

Ein- und Ausfahrtbereich

Flächen für Versorgungsanlagen, für die Abfallentsorgung
und Abwasserbeseitigung sowie für Ablagerungen

Gas

Doppelfestsetzung: Bahnanlagen und Straßenverkehrsflächen

GAS

TW

E

RW

Urbane Gebiete
(siehe Planungsrechtliche Festsetzung Nr. 1.1)

Höhenbezugspunkt in Meter über NHN
(siehe Planungsrechtliche Festsetzung Nr. 2.1)

Planunterlage Geschäftszeichen:  P 18001 
Kartengrundlage: Liegenschaftskarte 1:1.000 

Quelle: Auszug aus den Geobasisdaten der Niedersächsischen 
Vermessungs- und Katasterverwaltung  © 2018 

Landkreis: 
Gemeinde: 
Gemarkung: 
Flur: 
Maßstab: 

Osnabrück 
Stadt Quakenbrück 
Quakenbrück 
13 und 18 
1:1.000 

Die dieser Planunterlage zu Grunde liegenden Angaben des amtlichen Vermessungswesens sind nach § 5 des Nieder-
sächsischen Gesetzes über das amtliche Vermessungswesen vom 12.12.2002, Nds. GVBl. 2003, S. 5, geschützt. Die 
Verwertung für nichteigene oder wirtschaftliche Zwecke und die öffentliche Weitergabe ist nicht zulässig. 
Die Planunterlage entspricht dem Inhalt des Liegenschaftskatasters und dem Ergebnis des örtlichen Feldvergleiches. Sie 
weist die städtebaulich bedeutsamen Anlagen sowie Straßen, Wege und Plätze vollständig nach (Stand vom 04.04.2018 
bzw. 21.07.2020 hinsichtlich der Zerlegungsvermessung zu A20045). 
Sie ist hinsichtlich der Darstellung der Grenzen und der baulichen Anlagen geometrisch einwandfrei. Die Übertragbarkeit 
der neu zu bildenden Grenzen in die Örtlichkeit ist einwandfrei möglich. 
 

Angefertigt durch VERMESSUNGSBÜRO ALVES  
 Dipl .- Ing.  Klaus Alves   Dipl .- Ing. Jens Alves 
 Öf fent l ich bestellte Vermessungsingenieure 
 

 
Quakenbrück, den  ....................  
 
 
 .................................................. 
 Öffentl. best. Verm.-Ing. 
 

 

 
Amtssiegel 

R E C H T S G R U N D L A G E N – alle in der derzeit gültigen Fassung 
Baugesetzbuch - BauGB - in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I, S. 3634).   
zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 04.01.2023 (BGBl. I, Nr. 6).   
 

Baunutzungsverordnung - BauNVO - in der Fassung der Bekanntmachung vom 21.11.2017 (BGBl. I, 
S. 3786), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 04.01.2023 (BGBl. I, Nr. 6).   
 

Planzeichenverordnung 1990 - PlanZV 90 - vom 18.12.1990 (BGBl. 1991 I, S. 58),   
zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14.06.2021 (BGBl. I, S. 1802).   
 

Bundesnaturschutzgesetz - BNatSchG - gemäß Artikel 1 des Gesetzes vom 29.07.2009 (BGBl. I, S. 2542), 
zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 08.12.2022 (BGBl. I, S. 2240). 
 

Niedersächsische Bauordnung - NBauO - vom 03.04.2012 (Nds. GVBl. 2012, S. 46),   
zuletzt geändert durch Artikel 8 des Gesetzes vom 22.09.2022 (Nds. GVBl. S. 578).   
 

Niedersächsisches Kommunalverfassungsgesetz - NKomVG - vom 17.12.2010 (Nds. GVBl. 2010, 
S. 576),  zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 22.09.2022 (Nds. GVBl. S. 588).   
 

N A C H R I C H T L I C H E     Ü B E R N A H M E N 

1. Altlasten: 
Das Plangebiet liegt innerhalb des Sanierungsgebietes "Bahnflächen". Innerhalb des Plangebiets lagen 
innerhalb des Bauabschnitts 3 (BA3) des Sanierungskonzeptes zwei Altlastenverdachtsflächen (ALVF 
20 u. 22) die fachgutachtlich untersucht und deren anschließende Sanierung fachgutachtlich dokumen-
tiert wurden (vgl. Umtec Prof. Biener / Sasse / Konertz, Partnerschaft Beratender Ingenieure und Geo-
logen mbB: "Zentrale Bahnflächen Quakenbrück (Südteil) Sanierung der ALVF 20 und 22 Dokumenta-
tion der gutachterlich begleiteten Maßnahmen", August 2021).   
Die Untere Bodenschutzbehörde beim Landkreis Osnabrück hat in ihrer fachtechnischen Stellung-
nahmen vom 01.11.2021 zur Sanierung der ALVF 20 u. 22 festgestellt, dass nach der erfolgten Sanie-
rung die beräumten Flächen einer uneingeschränkten Nutzung zugeführt werden können. Unberäumt 
blieb jedoch der Bereich einer durch die Sanierungsfläche verlaufenden Leitungstrasse (erdverlegte 
Stromkabel, vgl. Anlage 1 des Umtec-Gutachtens). Diese nicht beräumte Fläche wurde im B-Plan als 
Altlastfläche dargestellt. Werden zu einem späteren Zeitpunkt Arbeiten an der Leitungstrasse durchge-
führt, sind diese durch ein fachkundiges Ing.-Büro zu begleiten und zu dokumentieren. Das Umtec-
Gutachten ist Anlage des Umweltberichts zum vorliegenden B-Plan.   
Neben dem BA3 wurde auch der BA4 des Plangebietes nahezu vollständig saniert (vgl. Umtec Prof. 
Biener / Sasse / Konertz, Partnerschaft Beratender Ingenieure und Geologen mbB: "Zentrale Bahnflä-
chen Quakenbrück (Südteil) Geländefreimachung Bauabschnitt 4 Dokumentation der gutachterlich be-
gleiteten Maßnahmen", August 2021).  
Die Untere Bodenschutzbehörde beim Landkreis Osnabrück hat in ihrer fachtechnischen Stellung-
nahmen vom 11.08.2021 zur Sanierung des BA4 festgestellt, dass nach der erfolgten Sanierung die 
beräumten Flächen einer uneingeschränkten Nutzung zugeführt werden können. Unberäumt blieb je-
doch der Unterbau einer noch nicht rückgebauten Zufahrtstraße (Flurstück 13/184 tlw., vgl. auch Anla-
ge 1 des Umtec-Gutachtens). Diese nicht beräumte Fläche wurde im B-Plan als Altlastfläche darge-
stellt. Vor einer Überbauung oder sonstigen Umnutzung dieser Fläche ist diese erst fachgerecht zu be-
räumen und die Beräumung ist durch ein fachkundiges Ing.-Büro zu begleiten. Das Umtec-Gutachten 
ist Anlage des Umweltberichts zum vorliegenden B-Plan.   
Nach derzeitigem Erkenntnisstand ergibt sich für das Plangebiet kein weiterer Untersuchungs- bzw. 
Sanierungsbedarf. 

 

2. Kampfmittel: 
Westlich des Plangebiets liegt die Rüstungsaltlast Quakenbrück. Im Rahmen der Bodensanierungs-
maßnahmen innerhalb des Plangebietes wurde aus Vorsorgegründen ein grundsätzlicher Kampfmit-
telverdacht unterstellt. Die Aushubarbeiten wurden daher durch Mitarbeiter eines qualifizierten Kampf-
mittelbergungsunternehmens überwacht. Während der Überwachung wurden keine Kampfmittel ange-
troffen. Grundsätzlich sollte die Durchführung aller bodeneingreifenden Bauarbeiten mit der gebotenen 
Vorsicht erfolgen, da ein Kampfmittelvorkommen nicht völlig ausgeschlossen werden kann. Sofern der 
Verdacht auf Kampfmittel aufkommt, ist die Arbeit sofort einzustellen und der Kampfmittelbeseiti-
gungsdienst zu verständigen (Landesamt für Geoinformation und Landvermessung Niedersachsen -
Regionaldirektion Hameln-Hannover -, Kampfmittelbeseitigungsdienst, Dorfstraße 19, 30519 Hanno-
ver, Tel.: 0511 30245-500 - auch außerhalb der Dienstzeiten!). 

 

3. Störfallbetriebe: 
Innerhalb des Plangebiets besteht ein Flüssiggaslager mit einer Kapazität von bis zu rund 300 to Flüs-
siggas. Damit unterliegt die Anlage der Störfall-Verordnung (12. BImSchV). Dementsprechend sind 
auch Auswirkungen zu berücksichtigen, die bei schweren Unfällen und / oder Katastrophen zu erwar-
ten wären. Bei einem Störfall können gefährliche Auswirkungen, wie z. B. Wärmestrahlung durch 
Brände, Druckwirkungen durch Explosionen, Freisetzungen von Gasen mit toxischer Wirkung, für die 
Nachbarschaft und die Umwelt nicht völlig ausgeschlossen werden. Gemäß der Vorabstimmungen der 
Samtgemeindeverwaltung mit dem Staatlichen Gewerbeaufsichtsamt aus dem September 2018 kann 
zur Beurteilung des Gefahrenrisikos und möglicher Auswirkungen auf den KAS Leitfaden K-18 zurück-
gegriffen werden. Daraus ergibt sich für künftig an das Plangebiet heranrückende schutzbedürftige 
Nutzungen (insb. ausschließlich oder überwiegend dem Wohnen dienende Gebiete, öffentlich genutzte 
Gebäude und Gebiete, Freizeitgebiete, wichtige Verkehrswege und unter dem Gesichtspunkt des Na-
turschutzes besonders wertvolle oder besonders empfindliche Gebiete) ein einzuhaltender Achtungs-
abstand von 200 m (Abstandsklasse I). Für sensible Nutzungen innerhalb des Plangebiets und inner-
halb eines Abstandes von weniger als 200 m zum Flüssiggaslager werden im vorliegenden B-Plan 
Vorsorgemaßnahmen bestimmt. 

 

4. Archäologische Denkmalpflege:  
Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten ur- oder frühgeschichtliche Bodenfunde (das können 
u.a. sein. Tongefäßscherben, Holzkohleansammlungen, Schlacken sowie auffällige Bodenverfärbun-
gen und Steinkonzentrationen, auch geringe Spuren solcher Funde) gemacht oder Denkmale der Erd-
geschichte (hier: Überreste oder Spuren - z.B. Versteinerungen -, die Aufschluss über die Entwicklung 
tierischen oder pflanzlichen Lebens in vergangenen Erdperioden oder die Entwicklung der Erde geben) 
freigelegt werden, sind diese gemäß § 14 Abs. 1 des Nds. Denkmalschutzgesetzes (NDSchG) melde-
pflichtig und müssen der Denkmalbehörde des Landkreises Osnabrück (Stadt- und Kreisarchäologie 
im Osnabrücker Land, Lotter Straße 2, 49078 Osnabrück, Tel. 0541/323-2277 oder -4433, Mail: ar-
chaeologie@osnabrueck.de) unverzüglich gemeldet werden.  
Meldepflichtig ist der Finder, der Leiter der Arbeiten oder der Unternehmer. Bodenfunde und Fundstel-
len sind nach § 14 Abs. 2 des NDSchG bis zum Ablauf von vier Werktagen nach der Anzeige unver-
ändert zu lassen bzw. für ihren Schutz ist Sorge zu tragen, wenn nicht die Denkmalschutzbehörde vor-
her die Fortsetzung der Arbeiten gestattet. 

 

5. Sichtwinkel in Straßeneinmündungen:  
Sichtwinkel sind oberhalb 0,80 m über Straßenoberkante von jeder Sichtbehinderung dauernd freizu-
halten (gem. § 31 Abs. 2 NStrG). Es sind nur Einzelbäume zulässig, bei denen die Äste nicht unter 
2,50 m Höhe über Gelände ansetzen. Von dieser Festsetzung sind vorhandene hochstämmige Bäume 
ausgenommen. 

 

P R Ä A M B E L 
Aufgrund des § 1 Abs.3 und des § 10 des Baugesetzbuches (BauGB), des § 84 Abs. 3 der Niedersächsischen 
Bauordnung (NBauO) und der §§ 10 und 58 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) 
hat der Rat der Stadt Quakenbrück diesen Bebauungsplan, bestehend aus der Planzeichnung und den 
nachstehenden textlichen Festsetzungen sowie den nachstehenden örtlichen Bauvorschriften über die 
Gestaltung (Gestalterische Festsetzungen), in der Sitzung am  13.03.2023  als Satzung beschlossen. 
 
T E X T L I C H E    F E S T S E T Z U N G E N 
Vorbemerkung Bestandschutz: Zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des Bebauungsplans rechtmäßig 
genehmigte Bestandsgebäude und Nutzungen genießen Bestandschutz - solange sie baulich nicht 
verändert werden und die genehmigte Nutzung nicht geändert bzw. endgültig aufgegeben wird - und 
müssen die Festsetzungen des Bebauungsplans nicht umsetzen. 
 
A Planungsrechtliche Festsetzungen – gemäß § 9 BauGB 
1  Art der baulichen Nutzung nach § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. mit § 1 Abs. 4, 5, 6, 9 

sowie §§ 6a u. 8 BauNVO 
1.1 Urbane Gebiete (MU) gemäß § 6a BauNVO 
 

1.1.1 Zulässig sind:  
1. Wohngebäude,  
2. Geschäfts- und Bürogebäude, 
3. Einzelhandelsbetriebe,  
4. Schank- und Speisewirtschaften, 
5. sonstige Gewerbebetriebe, 
6. Anlagen für Verwaltungen sowie für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche 

Zwecke. 
 

 Nicht zulässig sind: 
1. Betriebe des Beherbergungsgewerbes, 
2. Vergnügungsstätten, 
3. Tankstellen.  
 

1.2 Gewerbegebiete (GE) gemäß § 8 BauNVO  
 

1.2.1 Im eingeschränkten Gewerbegebiet GEe1 sind zulässig:  
1. Gewerbebetriebe aller Art, Lagerhäuser, Lagerplätze und öffentliche Betriebe,  
2. Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäude, 
3. Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke. 

 

 Nicht zulässig sind: 
1. Tankstellen,  
2. Vergnügungsstätten, 
3. Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber und Betriebsleiter 

(ausgenommen hiervon werden jedoch die Flurstücke 797/12, Friedrichstr. 48, 796/12, Friedrichstr. 50 
und 170/37, Friedrichstr. 60; die hier bereits bestehenden Wohnnutzungen sind auch weiterhin 
zulässig), 

4. Betriebe und Anlagen, die einen Betriebsbereich oder Teil eines Betriebsbereiches im Sinne des § 3 
Abs. 5a BImSchG i.V.m. der 12. BImSchV (Störfall-Verordnung) darstellen. 

 

1.2.2 Im eingeschränkten Gewerbegebiet GEe2 sind zulässig:  
1. Gewerbebetriebe aller Art, Lagerhäuser und Lagerplätze, sofern diese Nutzungen nicht als 

Schutzobjekt gem. § 3 Abs. 5d BImSchG zu klassifizieren sind und der Achtungsabstand von 200 m 
zum im Plangebiet bestehenden Flüssiggaslager (Störfallbetrieb) nicht eingehalten werden muss. Ggf. 
ist der zum bestehenden Flüssiggaslager einzuhaltende Mindestabstand gutachterlich im Rahmen 
einer Einzelfallprüfung nachzuweisen. Dabei können u.a. bauliche und technische Schutzmaßnahmen 
sowie Notfallkonzepte berücksichtigt werden. 

 

 Nicht zulässig sind: 
1. Tankstellen,  
2. Vergnügungsstätten, 
3. Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäude, 
4. öffentliche Betriebe, 
4. Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke,  
5. Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber und Betriebsleiter, 
6. Betriebe und Anlagen, die einen Betriebsbereich oder Teil eines Betriebsbereiches im Sinne des § 3 

Abs. 5a BImSchG i.V.m. der 12. BImSchV (Störfall-Verordnung) darstellen. Der bestehende 
Störfallbetrieb (Flüssiggaslager) genießt Bestandschutz und wird von der vorstehende Regelung 
ausgenommen. 

 

1.3 Im GEe1 u. GEe2 sind Einzelhandelsbetriebe mit den nachfolgend aufgeführten zentrenrelevanten 
Branchen und Sortimenten nicht zulässig: Lebensmittel, Feinkost; Kunst / Antiquitäten; Babybedarf; 
Bücher / Zeitschriften / Papier / Schreibwaren; Bekleidung, Lederwaren, Schuhe; Unterhaltungselektronik; 
Elektrohaushaltswaren, Foto / Optik; Einrichtungszubehör (ohne Möbel); Kunstgewerbe; Musikalien-
handel; Uhren / Schmuck; Spielwaren; Sportartikel; Kosmetik; Haushaltswaren; Strickwaren, Hand-
arbeiten, Stoffe; Bastelartikel.  
Hiervon ausgenommen sind Einzelhandels-Verkaufsstellen bis 100 m² Verkaufsraumfläche, wenn sie in 
unmittelbarem räumlichen und betrieblichen Zusammenhang mit Handwerksbetrieben und anderen 
produzierenden Gewerbebetrieben im Plangebiet stehen, der Hauptnutzung untergeordnet sowie 
eindeutig mit der Produktion, der Ver- und Bearbeitung von Gütern (einschließlich Reparatur und Service-
leistungen) des Hauptbetriebs verbunden sind („Annex-Handel“). 
Bei zulässigen Einzelhandelsbetrieben darf die Verkaufsfläche für zentren- und nahversorgungs-relevante 
Rand- und Nebensortimente 5 % der jeweiligen Gesamtverkaufsfläche nicht überschreiten. Verkaufs-
flächen oberhalb und unterhalb des Erdgeschosses sind nicht zulässig. 

 

1.4 Werbeanlagen für Fremdwerbung sind nicht zulässig (§ 1 Abs. 9 BauNVO; zur Gestaltung zulässiger 
Werbeanlagen siehe örtliche Bauvorschrift Nr. 3). 

 

2. Maß der baulichen Nutzung  
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. m. §§ 16, 17, 18, 19 u. 20 BauNVO) 

2.1 Die Höhe des fertigen Erdgeschossfußbodens (OKFF EG) darf, gemessen vom nächstliegenden im Plan 
dargestellten Höhenbezugspunkt (in Meter über NHN) bis OKFF EG (Messpunkt: in der Mitte des 
Gebäudes an der Straßenseite zur nächstliegenden erschließenden Straße) 0,25 m nicht überschreiten. 
Bei mehreren Höhenbezugspunkten unterschiedlicher Höhenlage, die in gleicher Entfernung zum 
Messpunkt OKFF EG liegen, ist die Höhe durch Interpolation zu ermitteln. 

 

2.2 Die maximale Gebäudehöhe (höchster Punkt Oberkante Dachhaut), gemessen senkrecht über Oberkante
fertiger Erdgeschossfußboden, darf 8,50 m, bei Gewerbehallen 10,00 m nicht überschreiten. Gemäß § 31 
Abs. 1 BauGB sind für einzelne funktionsbedingte untergeordnete Bauteile, wie z. B. Fahrstuhlschächte, 
Klimaanlagen und sonstige technische Einrichtungen, Ausnahmen um 3 m zulässig. Die vorstehende 
Ausnahmeregelung gilt auch bei Bauvorhaben, für die gem. § 62 NBauO kein Baugenehmigungs-
verfahren erforderlich ist.. 

 

2.3 Im Urbanen Gebiet (MU) darf die Grundflächenzahl gemäß § 19 Abs. 4 BauNVO von Garagen u. Stell-
plätzen mit ihren Zufahrten, Nebenanlagen i. S. des § 14 BauNVO sowie den baulichen Anlagen unterhalb 
der Geländeoberfläche, durch die das Baugrundstück lediglich unterbaut wird, um bis zu 30 % 
überschritten werden, wenn folgende Voraussetzungen erfüllt werden: Stellplätze u. Zufahrten sind 
ganzheitlich wasserdurchlässig zu befestigen, z. B. mit breitfugig verlegtem Pflaster oder Rasengitter-
steinen (mind. 25 % Fugenanteil) oder Schotterrasen. 

 

3. Reglungen zu Garagen, Carports, Nebenanlagen und Einfriedungen  
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 u. 4 u. Abs. 3 BauGB i. V. m. §§ 18 u. 23 BauNVO) 

3.1 Auf den nicht überbaubaren Grundstücksflächen zwischen Straßenverkehrsflächen und nächstliegender 
Baugrenze sind Garagen, überdachte Stellplätze (Carports) sowie Nebenanlagen gem. § 14 BauNVO 
nicht zulässig.  
Zwischen der Einfahrtseite von Garagen / Carports und der erschließenden öffentlichen Verkehrsfläche 
muss ein Mindestabstand von 5,0 m eingehalten werden. 

 

3.2 Im Urbanen Gebiet (MU) sind Einfriedungen im Vorgartenbereich - Bereich zwischen Straßenverkehrs-
fläche und vorderer Bauflucht - nur bis maximal 0,80 m Höhe, gemessen von Oberkante der fertigen 
angrenzenden Straße bis Oberkante Einfriedung, zulässig. Ausgenommen hiervon ist der nördlichste 
Teilbereich des MU (Flurstück 1326/12, Friedrichstr. 46). Im eingeschränkten Gewerbegebiet (GEe) sind 
die in einer Entfernung von bis zu 20 m zu den Bahnanlagen liegenden Grundstücksflächen mit einer 
mindestens 1,50 m hohen Einfriedung zu versehen, die dauerhaft in einem ordnungsgemäßen Zustand zu 
unterhalten ist. 

 

4. Höchstzulässige Zahl der Wohnungen in Wohngebäuden  
(§ 9 Abs. 1 Ziffer 6 BauGB i. V. m. § 22 Abs. 2 BauNVO) 

4.1 In Wohngebäuden sind bei Einzelhäusern je Einzelhaus maximal 4 Wohnungen, bei Doppelhäusern je 
Doppelhaushälfte 2 Wohnungen und bei Hausgruppen je Reihenhaus ebenfalls 2 Wohnungen zulässig. 

 

5. Ausschluss von Kellerwohnungen (§ 9 Abs. 3 BauGB i. V. m. § 1 Abs. 7 BauNVO) 
5.1 Wohnungen im Keller (Wohnungen unterhalb des untersten Vollgeschosses) sind nicht zulässig. 
 

6.  Vorkehrungen zum Schutz gegen schädliche Umwelteinwirkungen (§ 9 Abs. 1 Ziffer 24 BauGB), 
tlw. als bedingte Festsetzung nach § 9 Abs. 2 BauGB 

6.1 In den Flächen für Vorkehrungen zum Schutz gegen schädliche Umwelteinwirkungen (passiver 
Lärmschutz PLS ) müssen als Vorkehrungen gegen den Verkehrslärm von der Bahnstrecke und der 
Friedrichstraße bei Errichtung, Erweiterung, Änderung oder Nutzungsänderung von Gebäuden in den 
gemäß DIN 4109 schutzbedürftigen Räumen (u.a. Wohn- und Schlafräume, Kinderzimmer) die 
Anforderungen an das resultierende Schall-Dämmmaß (R’w,res) gemäß den ermittelten Lärmpegel-
bereichen nach DIN 4109-1:2018-01 (Schallschutz im Hochbau) erfüllt werden: 

 

PLS IV ( = Lärmpegelbereich IV, maßgeblicher Außenlärm 66-70 dB(A))  
PLS III ( = Lärmpegelbereich III, maßgeblicher Außenlärm 61-65 dB(A))  

 

6.2 In den überwiegend zum Schlafen genutzten Räumen mit Fenstern in den lärmbelasteten Bereichen in 
der Nacht sind schalldämmende Lüftungen vorzusehen. 

 

6.3 Außenwohnbereiche innerhalb der Urbanen Gebiete (MU) entlang der Friedrichstraße sind in den 
Überschreitungsbereichen (Bereich zwischen der Friedrichstraße und der zur Friedrichstraße nächst-
liegenden Baugrenze) nicht zulässig (siehe hierzu auch die Orientierungswertlinie MU in Bild 7, S. 20 des 
Fachbeitrags Schallschutz, RP Schalltechnik, 16.02.2023). 

 

6.4 Im Gewerbegebiet mit Nutzungseinschränkung (GEe1 u. GEe2) sind nur Vorhaben (Betriebe und 
Anlagen) zulässig, deren Schallemissionen die nachfolgend aufgeführten Emissionskontingente LEK nach 
DIN 45691, bezogen auf 1 m² der Grundstücksfläche, weder tagsüber (06:00h - 22:00 h) noch nachts 
(22:00h - 06:00h) überschreiten: 

 GEe 1: TF 1 tagsüber (6-22 h) 59 dB(A), nachts (22-6 h) 41 dB(A) 
   TF 2 tagsüber (6-22 h) 57 dB(A), nachts (22-6 h) 38 dB(A) 
   TF 3 tagsüber (6-22 h) 62 dB(A), nachts (22-6 h) 44 dB(A) 
   TF 4 tagsüber (6-22 h) 60 dB(A), nachts (22-6 h) 42 dB(A) 
   TF 5 tagsüber (6-22 h) 61 dB(A), nachts (22-6 h) 40 dB(A) 
   TF 6 tagsüber (6-22 h) 63 dB(A), nachts (22-6 h) 49 dB(A) 
 

 GEe 2: TF 7 tagsüber (6-22 h) 60 dB(A), nachts (22-6 h) 42 dB(A) 
   TF 8 tagsüber (6-22 h) 61 dB(A), nachts (22-6 h) 45 dB(A) 
 

 Die Prüfung der planungsrechtlichen Zulässigkeit von Vorhaben erfolgt nach DIN 45691: 2006-12, 
Abschnitt 5, wobei in den Gleichungen (6) und (7) für Immissionsorte j im Richtungssektor k das 
Emissionskontingent LEK,i der einzelnen Teilflächen durch LEK + LEK,zus,k zu ersetzen ist. Die 
Emissionskontingente LEK nach DIN 45691 können entsprechend des im Plan dargestellten jeweiligen 
Richtungssektors wie folgt erhöht werden (siehe hierzu auch Kap. 5.5.3 des Fachbeitrags Schallschutz, 
RP Schalltechnik, 16.02.2023). 
 

Richtungssektor Winkel-Anfang 
[Grad] 

Winkel-Ende 
[Grad] 

EKzus. T 
[dB(A)] 

EKzus. N 
[dB(A)] 

A 340° 20 3 2 
B 20 120 0 0 
C 120 200 8 0 
D 200 230 0 0 
E 230 300 3 2 
F 300 340 4 3 

 

 Als Referenzpunkt für die Richtungssektoren gelten folgende UTM-Koordinaten: 
X: 32428745,00 / Y: 5835776,00 
 

Ein Vorhaben erfüllt auch dann die schalltechnischen Festsetzungen des Bebauungsplanes, wenn der 
Beurteilungspegel Lr,j den Immissionsrichtwert an den maßgeblichen Immissionsorten um mindestens 
15 dB unterschreitet (Relevanzgröße). 

 

6.5 Gemäß § 9 Abs. 2 BauGB ist eine Bebauung / Umnutzung der im Plangebiet gekennzeichneten Altlasten-
flächen erst zulässig, wenn diese Flächen fachgerecht saniert wurden. Die fachgerechte Sanierung ist 
baubegleitend fachgutachtlich nachzuweisen. Dabei ist die Untere Bodenschutzbehörde des Landkreises 
Osnabrück zu beteiligen und über den Sanierungsfortgang zu informieren. 

 

7.  Bedingte Festsetzungen nach § 9 Abs. 2 BauGB zur Umnutzung bisheriger Bahngrundstücke und 
zur Gewährleistung der Sicherheit des Schienenverkehrs 

7.1 Das Flurstück 13/184, Flur 13 der Gemarkung Quakenbrück darf erst dann entsprechend den 
Festsetzungen des vorliegenden B-Plans genutzt werden, wenn die neue Zuwegung (Verkehrsfläche aus 
Richtung Süden) zum bestehenden Stellwerk (auf Flurstück 13/188) erstellt wurde und die Freistellung 
von Bahnbetriebszwecken erfolgt ist. 

 

 
 
BEBAUUNGSPLAN  NR.  24 B  „BAHNFLÄCHEN  SÜD, TEIL II“ 
 

- MIT  BAUGESTALTERISCHEN  FESTSETZUNGEN - 
 
STADT  QUAKENBRÜCK 
 
SAMTGEMEINDE  ARTLAND  /  LANDKREIS  OSNABRÜCK 
 
Der Verwaltungsausschuss der Stadt hat in seiner Sitzung 
am  16.04.2018  die Aufstellung des Bebauungsplans 
beschlossen. Der Aufstellungsbeschluss wurde gemäß 
§ 2 Abs. 1 BauGB am  08.09.2020  ortsüblich bekannt 
gemacht. 
 
Quakenbrück, den  .................... 
 
 
 
........................................ 
Stadtdirektor 

Der Satzungsbeschluss (§ 10 Abs. 1 BauGB) des Bebau-
ungsplanes ist gem. § 10 Abs. 3 BauGB am  ...................  
im Amtsblatt für den Landkreis Osnabrück bekannt ge-
macht worden. Der Bebauungsplan ist damit am  
....................  rechtsverbindlich geworden. 
 
Quakenbrück, den  .................... 
 
 
 
........................................ 
Stadtdirektor 

Der Verwaltungsausschuss der Stadt hat in seiner Sitzung 
am  15.03.2022  dem Entwurf des Bebauungsplanes und 
der Entwurfsbegründung zugestimmt und die öffentliche 
Auslegung gem. § 3 Abs. 2 BauGB beschlossen.  
Ort und Dauer der öffentlichen Auslegung wurden am  
21.03.2022  ortsüblich bekannt gemacht.  
Der Entwurf des Bebauungsplanes und die Entwurfsbe-
gründung haben vom  29.03.2022  bis einschl.  
29.04.2022  gem. § 3 Abs. 2 BauGB das 1. Mal öffentlich 
ausgelegen. 
 
Quakenbrück, den  ....................  

Innerhalb eines Jahres nach Bekanntmachung des Be-
bauungsplanes ist die Verletzung von Verfahrens- oder 
Formvorschriften (Beachtlichkeit gemäß §§ 214 und 215 
BauGB) beim Zustandekommen des Bebauungsplans 
nicht geltend gemacht worden. 
 
Quakenbrück, den  .................... 
 
 
 
........................................ 
Stadtdirektor 

 
 
 
........................................ 
Stadtdirektor 

 

Der Verwaltungsausschuss der Stadt hat in seiner Sitzung 
am  28.11.2022  dem geänderten Entwurf des Bebau-
ungsplanes und der Entwurfsbegründung zugestimmt und 
die erneute Auslegung gem. § 4a Abs. 3 in Verbindung 
mit § 3 Abs. 2 BauGB beschlossen.  
Ort und Dauer der 2. öffentlichen Auslegung wurden am  
01.12.2022  ortsüblich bekannt gemacht.  
Der Entwurf des Bebauungsplanes und die Entwurfsbe-
gründung haben vom  15.12.2022  bis einschl.  
16.01.2023  gem. § 4a Abs. 3 i. V. m. § 3 Abs. 2 BauGB 
erneut öffentlich ausgelegen. 
 
Quakenbrück, den  .................... 
 
 
 
........................................ 
Stadtdirektor 

 

Der Rat der Stadt hat den Bebauungsplan - mit baugestal-
terischen Festsetzungen - nach Prüfung der Bedenken 
und Anregungen (§ 3 Abs. 2 BauGB) in seiner Sitzung am  
13.03.2023  als Satzung gem. §10 Abs. 1 BauGB sowie 
die Begründung beschlossen. 
 
Quakenbrück, den  .................... 
 
 
 
........................................ 
Stadtdirektor 

Der Bebauungsplan wurde ausgearbeitet vom: 
 
 
 
 
 
 
 
 
Osnabrück, den 12.11.21 / 10.02.22 / 07.03.22 / 17.03.22 
 29.09.22 / 06.10.22 / 30.11.22 / 01.12.22 
 20.02.23 / 02.03.2023 

 

7.2 Die im Plan dargestellte von Bebauung freizuhaltende Fläche ist zur Gewährleistung der Einsehbarkeit 
des Schienenfahrwegs zu Zwecken der Sichtprüfung von jeglicher Bebauung freizuhalten. Auch das 
Abstellen von Fahrzeugen und sonstigen sichtbehindernden Gegenständen ist unzulässig. Gleiches gilt 
für jegliche Bepflanzungen, sofern diese eine Höhe von 1,0 m überschreiten. Diese Auflage hat Vorrang 
vor den sonstigen Festsetzungen innerhalb des Sichtdreiecks und gilt, ebenso wie die im Plan dargestellte 
von Bebauung freizuhaltende Fläche, so lange bis die Leit- und Sicherungstechnik der Bahnstrecke 
digitalisiert ist und somit das Stellwerksgebäude in seiner jetzigen Funktion nicht mehr benötigt wird. 
Ausnahmen sind nur zulässig, wenn dazu eine ausdrückliche schriftliche Zustimmung von der Deutschen 
Bahn AG vorliegt. 

 

8.  Gebiet, in dem bei der Errichtung von Gebäuden bestimmte bauliche oder sonstige technische 
Maßnahmen für die Nutzung oder Speicherung von Strom aus solarer Strahlungsenergie getroffen 
werden müssen (§ 9 Abs. 1 Nr. 23 b BauGB) 

8.1 Im gesamten Geltungsbereich dieses Bebauungsplanes sind mindestens 60 % der Dachflächen der zu 
errichtenden Hauptgebäude mit Photovoltaikmodulen auszustatten. Werden auf einem Dach 
Solarthermie-Kollektoren installiert, kann die hierfür beanspruchte Fläche auf die zu realisierende Solar-
mindestfläche angerechnet werden. Ebenso angerechnet werden können mit Modulen oder Kollektoren 
belegte Dachflächen etwaiger Nebengebäude. Die vorstehende Auflage gilt für Baumaßnahmen, für die 
ein Baugenehmigungsverfahren (§§ 63/64 NBauO) oder ein Anzeigeverfahren (§ 62 NBauO) erforderlich 
ist und erfasst nur Neubauten sowie An- und Erweiterungsbauten an rechtmäßig errichteten Bestands-
gebäuden, hier jedoch nur den Neubauteil ohne das bestandsgeschützte Altgebäude. 

 

9.  Bindungen für Bepflanzungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB)  
9.1 In den Verkehrsflächen ist je angefangene 400 m² Verkehrsfläche innerhalb der Verkehrsfläche 

mindestens ein hochstämmiger Laubbaum (Stammumfang in 1 m Höhe mind. 14 cm) zu pflanzen. 
Abgängige Gehölze sind zu ersetzen. 

 

H I N W E I S E 
1. Außerkrafttreten bestehender Bebauungspläne:  

Mit Inkrafttreten des B-Plans Nr. 24 B verliert der rechtswirksame B-Plan Nr. 54 „Artlandstraße Ost“ in den 
Bereichen, in denen er vom Bebauungsplan Nr. 24 B überlagert wird, seine bisherige rechtliche Wirkung. Es 
gilt hier der Rechtssatz, dass die neuere Rechtsnorm die ältere Rechtsnorm ersetzt (vgl. u.a. Urteil vom 10. 
August 1990 - BVerwG 4 C 3.90 - BVerwGE 85, 289). Ein gesondertes Aufhebungsverfahren zum B-Plan 
Nr. 54 ist nicht geplant und auch nicht erforderlich. 

 

2. Empfehlungen zu Maßnahmen des Klimaschutzes und der Klimafolgenanpassung:  
a) Bei Neu- und Erweiterungsbauten sollte der Heizwärmebedarf den Wert von Qh 18 kWh/m²a nicht über-
schreiten.   
b) Zur Vorbeugung von Schäden und sonstigen Gefahren durch Starkregenereignisse sollte das Merkblatt 
DWA-M 553 „Hochwasserangepasstes Planen und Bauen“ grundsätzlich beachtet werden, insbesondere 
wenn Gebäude errichtet werden sollen, die dem dauernden Aufenthalt von Menschen dienen. Dabei sind 
die gemäß DWA-M 553 vorgesehenen Strategien zur Risikominimierung „Ausweichen“, „Widerstehen“ 
und/oder „Anpassen“ entsprechend der Schutzwürdigkeit der jeweils geplanten baulichen Nutzung zu wäh-
len bzw. zu kombinieren. Eine angemessener Starkregenschutz liegt dabei in der Verantwortung des jewei-
ligen Bauherrn. 

 

3. Richtfunkstrecken:  
Über den Planbereich verlaufen, ausgehend vom östlich des Plangebietes stehenden Mobilfunkturm 
HY1041, Richtfunkstrecken u.a. der Deutschen Telekom AG, der Ericsson Services GmbH und der Tele-
fónica Germany GmbH. Beeinflussungen der Richtfunkstrecken durch neue Bauwerke mit Bauhöhen unter 
50 m sind nicht sehr wahrscheinlich. Ein besonderer Abstimmungsbedarf mit der Bundesnetzagentur sowie 
den Funkstreckenbetreibern wird erforderlich, wenn Bauhöhen über 50 m erreicht werden. 

 

4. Schutz von Versorgungseinrichtungen:  
Innerhalb des Plangebietes bestehen mehrere erdverlegte Ver- und Entsorgungsleitungen. Bei Tiefbauar-
beiten ist grundsätzlich auf vorhandene Versorgungsanlagen Rücksicht zu nehmen, damit Schäden und Un-
fälle vermieden werden. Zur Feststellung der tatsächlichen räumlichen Lage der Versorgungseinrichtung 
sind die jeweiligen Versorgungsträger um Anzeige der erdverlegten Versorgungseinrichtungen in der Ört-
lichkeit zu bitten. Für die Lagerichtigkeit der im Plan dargestellten Leitungen wird keine Gewähr übernom-
men. Schachtarbeiten in der Nähe von Versorgungseinrichtungen sind von Hand auszuführen.  

 

5. Belange des Eisenbahnverkehrs:  
Die Sicherheit und der Betrieb des Eisenbahnverkehres darf durch bauliche Maßnahmen, Bepflanzungen 
und Beleuchtungen nicht gefährdet oder gestört werden. Zur Vermeidung von Gefährdungen oder Störun-
gen des Bahnbetriebs sind die einschlägigen technischen Richtlinien zu Baumaßnahmen und Pflanzungen 
im Nahbereich von Bahnstrecken zu beachten. Geplante bauliche Maßnahmen oder Anpflanzungen im 
Nahbereich der Bahnanlagen sind rechtzeitig mit der Deutschen Bahn AG abzustimmen. 

 

6. Ortsüblichkeit temporärer landwirtschaftlicher Immissionen:  
Im Umfeld des Plangebiets liegen teilweise landwirtschaftliche Nutzflächen, aus denen es zeitweise auch im 
Zuge der ordnungsgemäßen Bewirtschaftung der Flächen zu Geruchs-, Staub- und Geräuschimmissionen 
kommen kann. Diese sind als ortsüblich hinzunehmen.  

 

7. Brandschutzbelange: 
Zur Gewährleistung eines ausreichenden Brandschutzes sind die Bestimmungen des Arbeitsblattes W 405 
(Ausgabe 02/2008) der Techn. Regeln des Deutschen Vereins des Gas- und Wasserfaches e. V. (DVGW) 
einzuhalten.  

 

8. Vermeidung von Leitungsschäden bei Pflanzmaßnahmen:  
Bei Baum- und Strauchpflanzungen im öffentlichen Bereich ist das DVGW-Regelwerk GW 125 (identisch 
mit DWA-M 162, FGSV-Nr. 939) „Merkblatt Bäume, unterirdische Leitungen und Kanäle“, (Ausgabe 
02/2013) einzuhalten. 

 

9. Verfügbarkeit und Einsehbarkeit von fachtechnischen Regelwerken:  
DIN-Vorschriften, VDI-Richtlinien, etc., auf die Festsetzungen des Bebauungsplans Bezug nehmen, werden 
bei der Stadt Quakenbrück, Bauamt, Markt 2, 49610 Quakenbrück, zur Einsicht bereitgehalten. 

 

9.2 Im MU sind je angefangene 400 m² Baugrundstück, im GE sind je angefangene 400 m² bislang unbe-
bautes und je angefangene 500 m² bereits bebautes Baugrundstück (Altbestand Friedrichstr. 48, 50 u. 60) 
auf dem Baugrundstück mindestens ein hochstämmiger Laubbaum (Stammumfang in 1 m Höhe mind. 
14 cm) zu pflanzen. Vorhandene Laubbäume (Stammumfang in 1 m Höhe mind. 30 cm) können ange-
rechnet werden. Abgängige Gehölze sind zu ersetzen. 

 

9.3 Auf Stellplatzanlagen ab 8 Stellplätze ist je 8 Stellplätze mindestens ein hochstämmiger Laubbaum 
(Stammumfang in 1 m Höhe mind. 14 cm) zu pflanzen.  

 

9.4 In der 3,0 m breiten privaten Fläche zum Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern ist eine Baumreihe aus 
hochstämmigen Laubbäumen (Stammumfang in 1 m Höhe mind. 14 cm) zu pflanzen. Der Abstand 
zwischen den einzelnen Bäumen in der Reihe darf höchstens 7,50 m betragen. Die verbleibende Fläche 
ist mit Sträuchern aus Laubgehölzen (mind. 1 Strauch je 2 m² Fläche) zu bepflanzen.  
Die private Fläche zum Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern entlang der Luxemburger Straße darf am 
Ostende auf eine Breite von 5,0 m für eine Feuerwehrzufahrt unterbrochen werden. 

 

9.5 Bei allen im Bebauungsplan festgesetzten Gehölzpflanzungen sind ausschließlich standortgerechte 
heimische Gehölze sowie klimaresiliente Gehölzarten entsprechend der Listen aus Kapitel 2.3.2 des 
Umweltberichts zu verwenden. 

 

9.6 Dachflächen mit einer Neigung bis 25 Grad sind zu begrünen (mindestens extensiv, Vegetationsschicht 
mind. 5 cm Aufbauhöhe) und so dauerhaft zu unterhalten. Solaranlagen sind zulässig, sofern sie 
fachgerecht in die Dachbegrünung integriert werden (z. B. durch aufgeständerte PV-Anlagen bei 
Flachdächern). Auf eine Dachbegrünung kann verzichtet werden: unterhalb von PV-Aufständerungen oder 
bei einer vollflächigen planen Belegung der Dachfläche mit PV-Modulen. Die Dachbegrünungspflicht gilt 
für Baumaßnahmen, für die ein Baugenehmigungsverfahren (§§ 63/64 NBauO) oder ein Anzeige-
verfahren (§ 62 NBauO) erforderlich ist und erfasst nur Neubauten sowie An- und Erweiterungsbauten an 
rechtmäßig errichteten Bestandsgebäuden, hier jedoch nur den Neubauteil ohne das bestandsgeschützte 
Altgebäude. Die Auflage gilt auch für gem. § 60 NBauO verfahrensfreie Neubauten von Nebengebäuden 
und Garagen, mit einer Dachfläche von jeweils mehr als 5 m². 

 

10. Flächen und Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und 
Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)  

10.1 Das von den Dachflächen abfließende Niederschlagswasser ist in Zisternen zu sammeln. Die Zisternen 
müssen folgendes Fassungsvermögen besitzen: pro Wohngebäude mit maximal einer Wohnung 
mindestens 3 m³, pro Wohngebäude mit zwei Wohnungen mindestens 6 m³ und pro Wohngebäude mit 
mehr als zwei Wohnungen sowie bei gewerblich genutzten Gebäuden mindestens 10 m³. Das gesam-
melte Wasser ist zur Gartenbewässerung und/oder als Brauchwasser zu verwenden. Zur Vermeidung von 
Überlaufschäden (z.B. bei Starkregenereignissen) ist jede Zisterne über einen Notüberlauf an die 
Regenwasserkanalisation anzuschließen. Ein Notüberlauf mit Anschluss an die Regenwasserkanalisation 
ist nicht erforderlich, wenn durch einen Fachgutachter nachgewiesen wird, dass die schadlose Ableitung / 
Versickerung / Rückhaltung auch dezentral auf dem Grundstück erfolgen kann. Die Untere Wasser-
behörde und der Wasserverband Bersenbrück sind dabei zu beteiligen. Unter Einhaltung der Auflagen der 
Unteren Wasserbehörde und des Wasserverbandes entfällt der Anschlusszwang an die zentrale 
Regenwasserkanalisation bei der Ableitung des auf dem Grundstück anfallenden Oberflächenwassers. 
Die wasserrechtlichen Bestimmungen (WHG, NWG) sind einzuhalten und die einschlägigen technischen 
Regelwerke (u.a. Arbeitsblatt DWA- A 138, DWA-A/M 102) sind zu beachten. Die vorstehende Zisternen-
pflicht gilt im Zusammenhang mit Baumaßnahmen, für die ein Baugenehmigungsverfahren (§§ 63/64 
NBauO) oder ein Anzeigeverfahren (§ 62 NBauO) erforderlich ist und nur im Zusammenhang mit 
Neubauten sowie An- und Erweiterungsbauten an rechtmäßig errichteten Bestandsgebäuden, hier jedoch 
nur den Neubauteil ohne das bestandsgeschützte Altgebäude betreffend. 

 

10.2 Die Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und 
Landschaft Typ „A“ dienen der naturnahen Integration des Plangebietes in das Landschaftsbild und als 
Lebensraum für Pflanzen und Tiere. Die Flächen sind als naturnahe Grünflächen anzulegen bzw. zu 
erhalten. Durch eine extensive Pflege mit maximal 3-maliger Mahd pro Jahr, bei Belassung von 
mindestens 30 % Sukzessionsflächen, die nur alle 2 - 3 Jahre gemäht werden, sowie durch ergänzende 
Anpflanzungen standortheimischer Gehölze sollen die Lebensbedingungen insbesondere für Insekten, 
Vögel und Reptilien optimiert werden. Maßnahmen der Gewässerunterhaltung sind zulässig, dabei ist eine 
naturnahe Gewässerentwicklung zu fördern. 

 

10.3 Die öffentlichen Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur 
und Landschaft Typ „B“ dienen dem Erhalt und der Entwicklung naturnaher Gewässer als Elemente des 
Biotopverbunds, zur Integration des Plangebiets in das Landschaftsbild und als Lebensraum für Pflanzen 
und Tiere. Maßnahmen der Gewässerunterhaltung sind zulässig, dabei ist eine naturnahe Gewässer-
entwicklung zu fördern.  

 

10.4 Die Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und 
Landschaft Typ „C“ dient der naturnahen Integration des Plangebietes in das Landschaftsbild und als 
Lebensraum für Tiere und Pflanzen. Die Fläche ist flächig als naturnaher Gehölzbestand aus 
insbesondere standortheimischen Straucharten zu erhalten und vor erheblichen Beeinträchtigungen zu 
schützen. Maßnahmen der Gewässerunterhaltung sind zulässig, dabei ist eine naturnahe Gewässer-
entwicklung zu fördern. Zur Förderung der Straucharten ist aufkommender Baumbewuchs alle 5 bis 10
Jahre auf den Stock zu setzen.  

 

10.5 Die Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und 
Landschaft Typ „D“ dient der naturnahen Integration des Plangebietes in das Landschaftsbild, dem 
Klimaschutz sowie als Lebensraum für Pflanzen und Tiere, insbesondere zur Förderung der bestehenden 
Graureiherkolonie. Die Fläche ist flächig als naturnaher Gehölzbestand zu erhalten und vor erheblichen 
Beeinträchtigungen zu schützen. Der Waldbestand ist vollständig aus der forstlichen Nutzung zu nehmen, 
lediglich Maßnahmen der Verkehrssicherung und der Gefahrenabwehr bleiben zulässig.  

 

10.6. Die Baufeldräumung (Abschieben von vegetationsbedecktem Oberboden, Beseitigen von Gehölzen und 
sonstiger Vegetationsstrukturen) ist nach Abschluss der Brutsaison und vor Beginn der neuen Brutsaison 
der Vögel (also zwischen dem 01. September und 28. Februar) durchzuführen. Falls bei anstehenden 
Baumfällungen ein Fledermausbesatz wahrscheinlich sein sollte, sind die zu fällenden Bäume vor Rodung 
auf Fledermausbesatz zu kontrollieren. Ist nur geringes Baumholz (BHD < 30 cm) betroffen, das 
nachweislich nicht als Winterquartier geeignet ist, kann die Fällung in den Wintermonaten durchgeführt 
werden.  
Um die Brutkolonie des Graureihers durch den Bau einer Neuen Zuwegung nicht zu stören, sind die 
Bauarbeiten zur Erstellung dieser Straße nur in der Zeit von 01. Juli bis 31. Januar (also außerhalb der 
Brutzeit) durchzuführen. 
Sollte das Abschieben von vegetationsbedecktem Oberboden, Beseitigen von Gehölzen und sonstiger 
Vegetationsstrukturen außerhalb des genannten Zeitraumes erforderlich sein, sind unmittelbar vor dem 
Eingriff diese Bereiche / Strukturen durch eine fachkundige Person auf ein Vorkommen von besetzten 
Brutstätten (Vögel u. Fledermäuse) zu überprüfen. Von der Bauzeitenbeschränkung kann abgesehen 
werden, wenn durch die Überprüfung der fachkundigen Person festgestellt wird, dass keine 
Beeinträchtigungen europarechtlich geschützter Vogelarten und Fledermäuse durch die Baufeldräumung 
zu befürchten sind. Beim Feststellen von aktuell besetzten Brutstätten ist die Untere Naturschutzbehörde 
zu benachrichtigen und das weitere Vorgehen abzustimmen. 

 

10.7 Aus Gründen des Fledermaus- und Insektenschutzes soll die Beleuchtung des Plangebietes, insbeson-
dere der Straßenseitenräume, sparsam und nach den neuesten Standards erfolgen. Zu empfehlen ist die 
Verwendung von Natriumdampf-Niederdrucklampen (NA) oder LED-Lampen mit einem abgeschirmten, 
begrenzten, zum Boden gerichteten Lichtkegel. Kugellampen sollen nicht verwendet werden. Geeignet 
sind Lampen mit einem Spektralbereich von 570 – 630 nm. Sollten Leuchtstoffröhren verwendet werden, 
sind Röhren mit dem Farbton „warmwhite“ zu verwenden. Darüber hinaus sollten eher mehrere, 
schwächere, niedrig angebrachte als wenige, starke Lichtquellen auf hohen Masten installiert werden. 

 

10.8 Zuordnung von Ausgleichsmaßnahmen nach § 9 Abs. 1a BauGB:  
Mit der Aufstellung dieses Bauleitplanes werden Eingriffe in den Naturhaushalt vorbereitet. Die nicht im 
Plangebiet ausgleichbaren Eingriffe mit einem Kompensationsbedarf von insgesamt 35.541 Werteinheiten 
(nach dem Osnabrücker Kompensationsmodell 2016) sollen auf drei externen Ausgleichsflächen 
ausgeglichen werden. Für die Umwandlung von rund 1.312 m² Laubwald erfolgt eine Ersatzaufforstung 
von 2.624 m² auf einer Erweiterungsfläche des Kompensationsflächenpools „Quakenbrücker Mersch“ und 
ermöglicht eine Teilkompensation von 4.723 Werteinheiten. Ausgleichsmaßnahmen erfolgen zudem im 
Bereich des Regenwasserrückhaltebeckens „Südwest“, rund 130 m südwestlich des Plangebietes. Diese 
Maßnahmen ermöglichen eine Teilkompensation von 13.979 Werteinheiten. Die Restkompensation von 
16.839 Werteinheiten erfolgt im „Kompensationsflächenpool Dicker Hörsten“ der Stadt Quakenbrück. 
Siehe hierzu die Ausführungen des Umweltberichtes, Kapitel 2.3.5 ff. 
Die Flächen und Maßnahmen zum Ausgleich an anderer Stelle, also außerhalb der Grundstücke, auf 
denen Eingriffe zu erwarten sind, werden den Eingriffsgrundstücken im Geltungsbereich dieses 
Bebauungsplanes gem. § 9 Abs. 1a Satz 2 BauGB im Ganzen zugeordnet.  

 

B Gestalterische Festsetzungen (Örtliche Bauvorschriften gemäß § 9 Abs. 4 BauGB i. V. m. 
§ 84 Abs. 1 u. 3 NBauO) 

1. Ausschluss von Gebäuden mit Staffelgeschoss in Urbanen Gebieten (MU) gem. § 84 Abs. 3 NBauO: 
In MU sind Gebäude mit Staffelgeschoss nicht zulässig. [Definition Staffelgeschoss: Staffelgeschoss ist 
ein oberes Geschoss, welches gegenüber dem darunter liegenden Geschoss zurückspringt bzw. im Um-
fang verringert ist, mit einer lichten Höhe von mind. 2,20 m auf einer Fläche von maximal 2/3 der Grund-
fläche des darunter liegenden Geschosses. Vgl. auch Große-Suchsdorf, NBauO Kommentar, 9. Auflage, 
§ 2 RN 96.] 

 

2. Vorgartengestaltung gem. § 84 Abs. 3 NBauO: 
Entlang der öffentlichen Verkehrsflächen sind die zwischen Straßenbegrenzungslinie und der vorderen
Baugrenze gelegenen, nicht überbaubaren Grundstücksflächen gärtnerisch anzulegen, zu gestalten und 
dauerhaft zu unterhalten. Ausgenommen hiervon sind notwendige Zufahrten, Zuwegungen und nicht 
überdachte Stellplätze. Schotter-, Splitt- oder Kiesflächen sind, sofern sie nicht der unmittelbaren 
Gebäudeerschließung dienen, nicht zulässig. 

 

3. Gestaltung von Einfriedungen im Urbanen Gebiet (MU) gem. § 84 Abs. 3 NBauO: 
Einfriedungen sind nur in offener Ausführung als Gehölzhecke aus heimischen, standortgerechten und 
klimaresilienten Laub- o. Nadelgehölzen, als transparente Holzzäune, Stahlgitterzäune mit senkrechter 
Stäbung oder Drahtgeflechtzäune mit Hinterpflanzung durch Hecken / Sträucher zugelassen. Gabionen, 
Mauern und eine Verkleidung aus Kunststoffsystemen sind unzulässig. Einfriedungen mit Lärmschutz-
funktion dürfen abweichend in geschlossener Ausführung aus Holz, Mauerwerk, Beton oder in der Form 
von Gabionen errichtet werden, sofern die von öffentlichen Verkehrsflächen aus sichtbaren Flächen der 
Einfriedung vollflächig durch eine Bepflanzung mit Gehölzen kaschiert wird. 

 

4. Gestaltung von Werbeanlagen gem. § 84 Abs. 3 NBauO: 
Werbeanlagen an der Stätte der Leistung sind freistehend und an den Hauptgebäuden angebracht 
zulässig.  
Die am Gebäude angebrachten Werbeanlagen dürfen die Unterkante der Dachflächen des Gebäudes 
nicht überragen und eine Werbefläche von 5 m² pro Werbeanlage nicht überschreiten. Pro Fassadenseite 
ist maximal eine am Gebäude angebrachte Werbeanlage zulässig.  
Freistehende Werbeanlagen sind als Hinweisschilder und Infotafeln bis zu einer Höhe von 5 m über 
Straßenoberkante der nächstliegenden Straßenverkehrsfläche und einer Werbefläche von maximal 10 m² 
pro Werbeanlage zulässig. Je Gewerbebetrieb sind maximal 2 freistehende Werbeanlagen zulässig. 
Werbeanlagen in reflektierenden und fluoreszierenden Farben, Blink- oder Wechselwerbung sowie 
Laufschriften sind nicht zulässig. 

 

5. Vorgaben zur Stellplatzanzahl im MU gem. § 84 Abs. 1 NBauO: 
Je Wohneinheit sind im MU auf dem jeweiligen Baugrundstück mindestens 1,5 Einstellplätze nachzu-
weisen. 

 
Quakenbrück, den  .......................  
 
 
 
................................................................. ................................................................. 
Bürgermeisterin Stadtdirektor 
 


